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§5 
Zuständigkeiten, Lehrpläne, Unterbrechung, Urlaub 

(1) Einführungslehrgang und Aufstiegslehrgang werden 
von der vom Finanzministerium zu bestimmenden Stelle 
durchgeführt. 

(2) Der Unterncht in den Lehrgängen richtet sich nach 
Lehrplänen, die dem Finanzministerium zur Genehmi­
gung vorzulegen sind. 

(3) Hat die Beamtin oder der Beamte die praktische Ein­
weisungszeit um mehr als einen Monat oder einen Lehr­
gang um mehr als zwei Wochen unterbrochen, so ent­
scheidet die Oberfinanzdirektion, ob die Beamtin oder 
der Beamte die Einführung fortsetzen oder erneut an 
einer späteren Einführung teilnehmen soll. 

(4) Urlaub zu Erholungszwecken darf nicht während der 
Lehrgänge gewährt werden. 

§6 
Aufstiegsprüfung 

(1) Im Anschluss an den Aufstiegslehrgang ist die Auf­
stiegsprüfung abzulegen. Die Vorschriften des Teils 4 der 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Steuerbeam­
tinnen und Steuerbeamten sind entsprechend anzuwen­
den, sofern in den Absätzen 2 bis 6 nichts anderes be­
stimmt ist. 

(2) Der Prüfungsausschuss ist mit einer Beamtin oder 
einem Beamten des höheren Dienstes fur den Vorsitz und 
zwei Beamtinnen oder Beamten des höheren oder des ge­
hobenen Dienstes als Beisitzern zu besetzen. 

(3) Die schriftliche Prüfung umfasst drei Aufgaben aus 
folgenden Gebieten: 

1. Abgabenrecht 

2. Einkommensteuer 

3. betriebliches Rechnungswesen und Bilanzsteuerrecht. 

Fur die Bearbeitung jeder Aufgabe stehen vier Stunden 
zur Verfugung. 

(4) Zur mundlichen Prüfung werden Beamtinnen und 
Beamte zugelassen, die in mindestens zwei der Aufgaben 
der schriftlichen Prüfung eine mindestens ausreichende 
Leistung (5 Punkte) erzielt haben. Die mündliche PrÜ­
fung kann sich auf alle Fächer erstrecken, die im Auf­
stiegslehrgang unterrichtet wurden. Die Prüfungszeit für 
jeden Prüfling betragt durchschnittlich 40 Minuten. 

(5) Die Prüfung ist bestanden, wenn der Prufling min­
destens die Endpunktzahl 5 erreicht hat. Grundlagen fur 
die Festsetzung der Endpunktzahl sind die Punktzahl 
der Beurteilung zum Abschluss der Einweisungszeit mit 
20 Prozent, die Durchschnittspunktzahl der Leistungen 
in der schriftlichen Prufung mit 50 Prozent sowie die 
Punktzahl der Leistungen in der mundlichen Prüfung 
mit 30 Prozent. Aus der Endpunktzahl ergibt sich die 
Prufungsgesamtnote gemäß § 6 Absatz 3 der Ausbil­
dungs- und Prüfungs ordnung für die Steuerbeamtinnen 
und Steuerbeamten. 

(6) Hat der Prüfling die Aufstiegsprüfung nicht bestan­
den oder gilt diese als nicht bestanden, so kann sie ein­
mal, und zwar innerhalb von drei Monaten nach Be­
kanntgabe des Prüfungsergebnisses, wiederholt werden. 
Die Beamtinnen und Beamten setzen bis zur Wiederho­
lungsprüfung die praktische Einweisung fort; an einem 
neuen Aufstiegslehrgang nehmen sie nicht teil. 

§7 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Verordnung über den prufungser­
leichterten Aufstieg in die Laufbahn des gehobenen 
Dienstes in der Steuerverwaltung des Landes Nord­
rhein-Westfalen vom 20. Juli 1984 (Gv. NRW S. 560), die 
zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. Novem­
ber 2009 (Gv. NRW S. 584) geändert worden 1st, außer 
Kraft. Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. Dezem­
ber 2024 außer Kraft. 

Düsseldorf, den 3. Dezember 2014 

1. 

2. 

3. 

4. 

Der Finanzminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

N orbert W a l  t e r - B o r  j a n s  

Anlage 1 

(Zu § 2 Absatz 2) 

Abgabenordnung (ohne Vollstreckungs-
und Steuerstrafrecht) 90 Stunden 

Emkommensteuer 115 Stunden 

Umsatzsteuer 20 Stunden 

Betriebliches Rechnungswesen 75 Stunden 

1. Abgabenrecht, Finanzgerichtsordnung 

Anlage 2 

(Zu § 4) 

75 Stunden 

130 Stunden 

35 Stunden 

2. Steuern vom Einkommen und Ertrag 

3. Umsatzsteuer 

4. Betriebliches Rechnungswesen, 
Bilanzsteuerrecht 60 Stunden 

- GV. NRW 2014 S. 873 
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Gesetz zur Änderung 
des Landesbeamtengesetzes und 

des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen und 
zur Anpassung weiterer Rechtsvorschriften 

Vom 9. Dezember 2014 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

2030 

Gesetz zur Änderung 
des Landesbeamtengesetzes und 

des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen und 
zur Anpassung weiterer Rechtsvorschriften 

Artikell 
Änderung des Landesbeamtengesetzes 

§ 104 Absatz 1 Satz 3 des Landesbeamtengesetzes vom 
21. April 2009 (GV. NRW S. 224), das zuletzt durch Arti­
kel 9 des Gesetzes vom 16. September 2014 (GV. NRW 
S. 547) geändert worden ist, wird aufgehoben. 
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Artikel 2 
Änderung des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen 

Das Jusüzgesetz Nordrhein-Westfalen vom 26. Januar 
2010 (Gv. NRW S. 30), das zuletzt durch Artikel 15 des 
Gesetzes vom 2. Oktober 2014 (Gv. NRW S. 622) gean­
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 110 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 und Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(1) Vor Erhebung einer Anfechtungsklage bedarf es 
einer Nachprüfung in einem Vorverfahren abweichend 
von § 68 Absatz 1 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsord­
nung mcht. Für die Verpflichtungsklage gilt abwei­
chend von § 68 Absatz 2 der Verwaltungsgerichtsord­
nung Satz 1 entsprechend." 
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b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aal Die Wörter "Absatz 1 gilt nicht für den Erlass 
oder die Ablehnung der Vornahme von Verwal­
tungsakten," werden durch die Wörter "Ab­
satz 1 Satz 1 und Satz 2 gilt nicht für den Er­
lass oder die Ablehnung der Vornahme von 
Verwaltungsakten," ersetzt. 

bb) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

,,4. die vom Westdeutschen Rundfunk Köln 
oder dem "ARD ZDF Deutschlandradio 
Beitragsservice " erlassen werden,': 

cc) Die folgenden Nummern 5 bis 13 werden an­
gefugt: 

,,5. die von den Vollstreckungsbehorden nach 
§ 2 des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. Fe­
bruar 2003 (Gv. NRW S. 156, ber. 
2005 S. 818) in der jeweils geltenden Fas­
sung erlassen werden, 

6. die auf Grund einer Rechtsgrundlage im 
Smne von § 2 des Kommunalabgabenge­
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 21. Oktober 1969 (Gv. NRW S. 712), 
auch in Verbindung mit § 3 beziehungs­
weise auf Grund von § 4 des Straßenremi­
gungsgesetzes NRW vom 18. Dezember 
1975 (GV. NRW S. 706; ber. 1976 S. 12), in 
der jeweils geltenden Fassung erlassen 
werden, 

7. im Bereich der von den Gemeinden zu er­
hebenden Realsteuern, 

8. die nach dem Unterhaltsvorschussgesetz 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Juli 2007 (BGBL I S. 1446) in der je­
weils geltenden Fassung erlassen werden, 

9. die nach dem Achten Buch Sozialgesetz­
buch - Kinder- und Jugendhilfe - in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 11. 
September 2012 (BGBL I S. 2022) in der 
jeweils geltenden Fassung in Verbindung 
mit den dazu ergangenen landesrechtli­
chen Regelungen erlassen werden, 

10. die im Bereich des Pflegewohngeldrechts 
erlassen werden, 

11. die im Bereich des Wohngeldrechts erlas­
sen werden, 

12. dIe auf Grund § 9 Absatz 1 Nummer 4, 
§§ 13 bis 15 oder § 18 des Gesetzes zur 
Förderung und Nutzung von Wohnraum 
für das Land Nordrhein-Westfalen vom 8. 
Dezember 2009 (Gv. NRW S. 772) in der 
jeweils geltenden Fassung erlassen werden, 

13. die im Anwendungsbereich des 

a) Lebensmütel- und Futtermittelgesetz­
buchs in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 3. Jum 2013 (BGBL I 
S. 1426), 

b) Verbraucherinformationsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. 
Oktober 2012 (BGBL I S. 2166, 2725), 

c) Tiergesundheitsgesetz vom 22. Mai 2013 
(BGBL I S. 1324), 

d) Tiensche Nebenprodukte-Beseitigungs­
gesetzes vom 25. Januar 2004 (BGBL I 
S. 82), 

e) Tierschutzgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Mai 2006 
(BGBL I S. 1206, 1313), 

in den jeweils geltenden Fassungen, erlas­
sen werden." 

c) In Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter "DIes gilt 
nicht," durch die Wörter "Absatz 1 Satz 1 findet 
Anwendung," ersetzt. 

d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

,,(4) Soweit landesgesetzliche Bestimmungen die 
Durchführung emes Vorverfahrens in sonstigen Be­
reichen vorsehen, bleiben dIese Bestimmungen un­
berührt." 

2. § 111 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

"In den Fällen des § 110 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 
Buchstabe a, Nummer 11 bis 13 findet § 73 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 1 der Verwaltungsgerichtsordnung 
Anwendung." 

Artikel 3 
Änderung des Gesetzes zur Durchführung der Kriegs-

opferfürsorge und des Schwerbehindertenrechts 

Das Gesetz zur Durchführung der Kriegsopferfürsorge 
und des Schwerbehmdertenrechts in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 1. November 1987 (Gv. NRW S. 401), 
das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 30. Oktober 
2007 (Gv. NRW S. 482) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. § 3 wird aufgehoben. 

2. § 4 wIrd § 3. 

3. § 5 wird § 4 und dIe Angabe ,,4 "  wird durch die An­
gabe ,,3 "  ersetzt. 

4. Die §§ 6 und 7 werden die §§ 5 und 6. 

Artikel 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. 

Düsseldorf, den 9. Dezember 2014 

(L. S.) 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Die MinisterpräsIdentin 

Hannelore K r a f t 

Die Mimsterin 
für Schule und Weiterbildung 

Sylvia L 6 h r m a n  n 

Der Finanzminister 

Dr. N orbert W a l t e r - B o r  j a n s  

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Industne, 

Mittelstand und Handwerk 

Garrelt D u i n 

Der Mmister 
für Inneres und Kommunales 

Ralf J ä g e r  

Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales 

Guntram S c  h n e i d  e r 

Der Justizmimster 

Thomas K u t s c h a t  y 

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz 

Johannes R e m  m e 1 

Der Minister 
für Bauen, Wohnen, Stadt entwIcklung und Verkehr 

Michael G r 0 s c h e k 
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Die Ministerm 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung 

Svenja S c h u 1 z e 

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport 

Ute S c  h ä f e r 

Die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter 

Barbara S t e f f e n s 

Die Mimsterm 
für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 

Dr. Angelica S c h w a l l  - D ü r e n  

- GV NRW 2014 S. 874 

2331 

Gesetz zur Änderung des Baukammerngesetzes 

Vom 9. Dezember 2014 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung des Baukammerngesetzes 

Artikel 1 

Das Baukammerngesetz vom 16. Dezember 2003 (GV 
NRW S. 786), das zuletzt durch Gesetz vom 9. Dezember 
2008 (GV. NRW S. 774) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. § 4 Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

"Bei Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates der Eu­
ropaischen Union (Mitgliedstaat) oder eilles Vertra.gs­
staates des Abkommens über den Europalschen Wlrt­
schaftsraum (Vertragsstaat) gelten als gleichwertig die 
nach Artikel 21, 46 und 47 der Richtlinie 2005/36/EG 
des Europaischen Parlamentes und des Rates vom 
7. September 2005 über die Anerkennung von Berufs­
qualifikationen (ABI. L 255 vom 30.09.2005, S. 22), dIe 
durch die Richtlinie 2013/25/EU (ABI. L 158 vom 
10.06.2013, S. 368) geändert worden ist, in Verbindung 
mit deren Anhang V Nummer 5.7. 1. beka.nnt gemach­
ten oder als genügend anerkannten Ausblldungsnach­
welse sowie die Nachweise nach Artikel 23 und 49 der 
Richtlinie 2005/36/EG in Verbindung mit deren An­
hang VI Nummer 6." 

2. Dem § 10 wird folgender Satz angefügt: 

Partnerschaftsgesellschaften mit beschränkter Be­
�ufshaftung gemäß § 8 Absatz 4 des Partnerschaftsge­
sellschaftsgesetzes vom 25. Juli 1994 (BGBI. I. S. 1744) 
in der jeweils geltenden Fassung müssen eine Berufs­
haftpflichtversicherung unterhalten, die für Schaden 
wegen fehlerhafter Berufsausübung haftet. Deckungs­
umfang und Deckungsbedingungen der Berufshaft­
pflichtversicherung müssen mmdestens Satz 2 ent­
sprechen." 

3. Dem § 35 wird folgender Satz angefugt: 

"Partnerschaftsgesellschaften mit beschrankter Be­
rufshaftung gemäß § 8 Absatz 4 des Partnerschaftsge­
sellschaftsgesetzes müssen eme Berufshaftpflichtver­
sicherung unterhalten, die für Schäden wegen 
fehlerhafter Berufsausübung haftet. Deckungsumfang 
und Deckungsbedingungen der Berufshaftpflichtver­
sicherung mtissen mindestens Satz 2 entsprechen." 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach derVerkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 9. Dezember 2014 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

(L. S.) 
Die Mimsterpräsidentin 

Hannelore K r a f t 
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Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk 

Garrelt D u I n 

Der Minister 
für Bauen, Wohnen, Stadt entwicklung und Verkehr 

Michael G r 0 s c h e k 

Die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung 

Svenja S c h u 1 z e 

- GV NRW 2014 S. 876 

Gesetz zur Änderung des Markscheidergesetzes 
Vom 9. Dezember 2014 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung des Markscheidergesetzes 

Artikel 1 
Änderung des Markscheidergesetzes 

Das Markscheidergesetz vom 17. Dezember 2009 (GV 
NRW S. 863 ber. S. 975) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Absatz 1 WIrd wie folgt gefasst: 

,,(1) Eine Tätigkeit, die nach dem Bundesberggesetz 
vom 13. August 1980 (BGBl. I S. 1310), das zuletzt 
durch Artikel 4 Absatz 71 des Gesetzes vom 7. August 
2013 (BGBl. I S. 3154) geandert worden ist, oder einer 
aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverord­
nung Markscheidern vorbehalten ist, darf nur aus­
üben, wer durch die zuständige Behörde als Mark­
scheider anerkannt ist." 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe "Absatz 5 "  durch die 
Angabe "Absatz 3 "  ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) DIe Anerkennung als Markscheider wird auch 
Personen erteilt, die nach Maßgabe des Berufsqua­
lifikationsfeststellungsgesetzes NRW vom 28. Mai 
2013 (GV NRW S. 272) m der jeweils geltenden 
Fassung eine im Ausland erworbene gleichwertige 
Berufsqualifikation nachgewiesen haben, sofern 
keine Versagungsgrtinde gemäß Absatz 3 vo�hegen. 
Darüber hinaus findet § 22 des Berufsquahfikatl­
onsfeststellungsgesetzes NRW entsprechende An­
wendung. " 

c) Die Absätze 3 und 4 werden aufgehoben. 

d) Absatz 5 wird Absatz 3. 

3. § 3 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird die Angabe "bis 4 "  durch die 
Angabe "und 2 "  ersetzt. 

b) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

,,4. eine Erklärung, dass bei der Meldebehörde 
oder der Registerbehörde ein Führungszeugnis zur 
Vorlage bei der zuständigen Behörde beantragt 
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